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Vorwort

Die Idee zu diesem Handbuch lag sozusagen auf der Hand: Am 28. Mai 2020 hat die 
Volksrepublik China ein neues Zivilgesetzbuch verabschiedet.

beendet damit eine Entwicklungsperiode von rund 40 Jahren, die 1978/79 durch den 
-

hutsame und allmähliche Aufbau einer Privatrechtsordnung in der Volksrepublik China. 
Getreu dem Prinzip von  Xiaoping, „den Fluss nach den Steinen tastend zu über-
queren“, erließ man zunächst für solche Rechtsgebiete Regelungswerke, in denen sie am 
dringendsten für den Wandel von einem sozialistischen zu einem marktorientierten Wirt-
schaftssystem benötigt wurden. Parallel zu der bemerkenswerten wirtschaftlichen Ent-
wicklung und den sich hierdurch ergebenden neuen rechtlichen Herausforderungen ent-
wickelte sich im Verlauf der Jahre ein Zivilrechtssystem, das aus zahlreichen Einzelge-
setzen bestand, welche wiederum durch diverse justizielle Interpretationen des Obersten 
Volksgerichts ergänzt wurden.

Das neue Zivilgesetzbuch führt alle diese Regelungen nunmehr zusammen und klärt 
damit eine Reihe von Abstimmungsfragen und -problemen des vorherigen Rechtszu-
stands. Darüber hinaus enthält es auch einige inhaltliche Neuerungen (wie etwa den bis-
lang nicht geregelten Partnerschaftsvertrag oder die Persönlichkeitsrechte).

-
sische Zivilrecht erstmals in deutscher Sprache umfassend darzustellen, und bezieht hier-
bei auch die deutschsprachige rechtswissenschaftliche Forschung der vergangenen 40 
Jahre mit ein.

Aus der chinesischen rechtswissenschaftlichen Forschung ist namentlich die umfang-
reiche Kommentarliteratur berücksichtigt worden, die sich in der Volksrepublik immer 
mehr etabliert hat. An erster Stelle sind in diesem Zusammenhang die Kommentierun-
gen des Obersten Volksgerichts (die OVG-Kommentierung und die OVG-Enzyklopä-
die) hervorzuheben. Sie sind durchweg von hohem wissenschaftlichen Niveau. Außer-

richterliche Entscheidungspraxis haben, weil sie allen chinesischen Gerichten über die 
Datenbank Faxin (<www.faxin.cn>) online zur Verfügung stehen. Vom Gesetzgeber selbst 
stammen verschiedene Ausgaben einer „authentischen“ [ ] Kommentierung des ZGB 
(z.B. der ZGB-Kompass von  Wei), die insbesondere aufgrund der dort genann-
ten gesetzgeberischen Motive von Interesse sind. Daneben besteht eine Vielzahl von 
akademischen Kommentierungen, wobei das von der Chinesischen Akademie für Sozial-
wissenschaften herausgegebene Werk (CASS-Kommentierung) sowohl aufgrund seiner 
Detailliertheit als auch aufgrund seines wissenschaftlichen Standards herausragt.



VorwortVI

 

-
tember 2024. Literatur und Rechtsprechung konnten bis Ende 2021 berücksichtigt wer-
den.

Mein großer Dank als Herausgeber gilt zunächst den Autorinnen und Autoren dieses 
Bandes. Die Zusammenarbeit und die Diskussionen mit ihnen habe ich stets als berei-
chernd empfunden. Der ständige Austausch mit den Autorinnen und Autoren wie auch 
der Austausch zwischen ihnen ermöglichten in weiten Teilen des Buches zahlreiche Be-
zugnahmen auf andere Beiträge, was der Leserin und dem Leser gute Hilfe leistet und 
Dopplungen vermeidet. Bei Anne Sophie Ortmanns und Arthur Helwich bedanke ich 
mich herzlich, dass sie Übersetzungen justizieller Interpretationen (zur Internethaftung 
und zu Bauausführungsverträgen) beigesteuert haben. Aufrichtiger Dank gebührt zudem 
den Direktoren und der Direktorin des Hamburger Max- Planck-Instituts, Prof. Dr. Dr. 

-
fangreichen Bandes in die ehrwürdige Schriftenreihe „Materialien zum ausländischen 

Planck Digital Library ermöglicht es, dass das Werk im Open Access mit einer Creative- 

der deutschsprachigen Chinarechtsforschung werden kann. Herzlich bedanken möchte 
ich mich außerdem beim Team Redaktionen des Hamburger Max-Planck-Instituts unter 

Rosenthal, Janina Jentz und Anke Schild bei der Organisation des Austausches zwischen 
dem Herausgeber und den Autorinnen und Autoren, bei der insbesondere im Hinblick 
auf die chinesischen Schriftzeichen anspruchsvollen Formatierung und dem Satz sowie 
beim sorgfältigen Korrektorat wäre diese  Publikation nicht möglich gewesen. Schließ-
lich möchte ich einen Dank an meine studentische Hilfskraft, Fenja Eckardt, ausspre-
chen, die die mühevolle Arbeit der Zusammenführung und Anpassung der ausführlichen 
Literatur-, Rechtsprechungs- und Normenverzeichnisse übernommen hat.

Hamburg und Nanjing, Februar 2025 Knut Benjamin Pißler
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I. Das Zivilgesetzbuch im Zivilrecht der VR China

Das Zivilgesetzbuch der VR China (ZGB) ist am 28. Mai 2020 auf der 3. Sitzung des 
13. Nationalen Volkskongresses verabschiedet worden. Es ist gemäß § 1260 Satz 1 ZGB 
am 1. Januar 2021 in Kraft getreten.

Die zivilrechtlichen Gesetze, die seit Mitte der 1980er Jahre für viele Rechtsgebiete 
verabschiedet worden waren, wurden mit dem Inkrafttreten gemäß § 1260 Satz 2 ZGB 
aufgehoben.

Der Verabschiedung waren ein langer Entwurfsprozess und ein gut dokumentiertes 
Beratungsverfahren vorangegangen: Sie begannen, kurz nachdem der ATZR 2017 in 
Kraft getreten war, der fast unverändert im allgemeinen Teil des ZGB aufgegangen ist.1 
Im August 2018 beriet der Ständige Ausschuss des Nationalen Volkskongresses (NVK) 

1 Ganz überwiegend handelt es sich um Änderungen der Zeichensetzung oder kleine sprachliche 

durch einen Ersatzvormund regelt. Siehe hierzu Knut Benjamin  (§ 23 Familienrecht), in diesem 
Band, S. 695.
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auf seiner 5. Sitzung einen aus allen Büchern der besonderen Teile (vom Sachenrecht 
-

entwurf im September des Jahres bekannt gemacht worden ist.2

In der zweiten Beratungsrunde wurden dem Ständigen Ausschuss einzelne Bücher 
der besonderen Teile vorgelegt: Im Dezember 2018 beriet er auf seiner 7. Sitzung über die 

Bücher zum Sachenrecht und den Persönlichkeitsrechten und im Juni auf der 11.  Sitzung 
über die Bücher zum Familienrecht und zur Erbfolge. Im Anschluss an diese Sitzungen 
wurden die beratenen Bücher wiederum als Konsultationsentwürfe bekannt  gemacht.3

Die dritte Beratungsrunde hatte dann nur noch drei der sechs Bücher der besonderen 
Teile zum Gegenstand: Erneut beraten wurden auf der 12. Sitzung des Ständigen Aus-

sowie auf der 14. Sitzung im Oktober das Buch zum Familienrecht. Auch hiernach er-
4

Schließlich wurde im Ständigen Ausschuss auf seiner 15. Sitzung im Dezember 2019 
erneut über einen aus allen Büchern des besonderen Teils bestehenden Entwurf beraten. 

26. Januar 2020 Stellungnahmen über die Internetseite des NVK oder per Post an den 
Rechtsordnungsarbeitsausschuss des Ständigen Ausschusses einzureichen.5

Es ist davon auszugehen, dass das ZGB bei der ursprünglich für Anfang März 2020 
geplanten Sitzung des NVK verabschiedet worden wäre. Der Ausbruch der Coronapan-

auf der Sitzung des NVK am 22. Mai des Jahres vom Vorsitzenden des Ständigen Aus-
schusses,  Chen, vorgestellt werden konnte.6 Der Verfassungs- und Rechtsaus-
schuss legte am 26. Mai seinen Bericht über die Ergebnisse der Beratungen vor.7

Die Beratungen, die auf den Sitzungen des Ständigen Ausschusses stattgefunden ha-
ben, sind im Amtsblatt des Ständigen Ausschusses8 und in juristischen Datenbanken 
dokumentiert.9 Die chinesische Rechtswissenschaft hat angefangen, diese Materialien 
aufzubereiten.10

Noch vor Inkrafttreten des ZGB begann das OVG damit, seine justiziellen Interpre-
tationen zu überarbeiten, die es im Laufe der Jahre zu den einzelnen zivilrechtlichen 
Ge setzen erlassen hatte. Ganz überwiegend wurden die bestehenden justiziellen Inter-

 2

Stellungnahmen hierzu über die Internetseite des NVK oder per Post an den Rechtsordnungsarbeitsaus-
schuss des Ständigen Ausschusses zu richten.

 3 EV2, EH2, ES2, EP2, EF2, EE2.
 4 EH3, EP3, EF3.
 5 E4.
 6 
 7 
 8 Siehe die Quellen in den Fn. 6 und 7.
 9 Die Berichte werden in der juristischen Datenbank pkulaw.com unter der Rubrik Gesetzgebungs-

material [ ] in der Kategorie ZGB [ ] aufgelistet.
10 Siehe etwa 

ratungen systematisiert, indem ihr jeweiliger Inhalt nach den einzelnen Büchern des ZGB geordnet und 
chronologisch dargestellt wird.



3

Knut Benjamin Pißler

pretationen durch einen Revisionsbeschluss11 geändert:12 Der Beschluss bereinigt die In-
terpretationen, indem er einzelne Paragrafen aufhebt, deren Regelungsgehalt der Gesetz-
geber in das ZGB übernommen hat, und die Terminologie an das ZGB sowie Verweise 
auf das ZGB anpasst.

Neu erlassen wurden (bislang) insbesondere justizielle Interpretationen zum allge-
meinen Teil13, zum allgemeinen Schuldrecht14, zu persönlichen und dinglichen Sicher-
heiten15, zum Familienrecht16 und zum Erbrecht.17

Im März 2023 hat das OVG einen Konsultationsentwurf für eine justizielle Interpre-
18 Ob 

und wann das OVG diese erlassen wird, ist nicht absehbar.

II. Struktur des ZGB

Das ZGB folgt in seiner Struktur dem allgemeinen Aufbau chinesischer Gesetze, wie 
dieser im Handbuch der Rechtsförmlichkeit vorgesehen ist.19

Es ist in sieben Bücher [ ] eingeteilt: Auf den allgemeinen Teil als erstes Buch fol-
gen die Bücher zum Sachenrecht, zu Verträgen, zu Persönlichkeitsrechten, zu Ehe und 

zwei Paragrafen mit „ergänzenden Regeln“ [ ].20

Jedes Buch besteht aus einem eigenen allgemeinen und einem besonderen Teil. Die 
Bücher zum Sachenrecht und zu Verträgen sind in Teilbücher [ -
det sich der allgemeine Teil jeweils im ersten Teilbuch unter der Bezeichnung „allgemei-
ne Grundsätze“ [ ]. Den allgemeinen Grundsätzen des Buches zu Verträgen kommt 
dabei eine besondere Funktion zu: Sie gelten gemäß § 468 ZGB auch für außervertrag-
liche Schuldverhältnisse, sodass die §§ 463–594 ZGB zu einem allgemeinen Teil des 
Schuldrechts werden.

In den übrigen Büchern erfolgt eine Einteilung nicht nach Teilbüchern, sondern nur 
nach Kapiteln [ ]. Dort wird der allgemeine Teil in den ersten Kapiteln „Allgemeine 
Bestimmungen“ [ ] behandelt.

11 Damit bedient sich das OVG einer Technik, die auch der chinesische Gesetzgeber anwendet. Zur 
Gesetzgebungstechnik in China siehe Knut Benjamin , Handbuch der Rechtsförmlichkeit, 136 f.

12 OVG-Beschluss Revision.
13 OVG-Interpretation ZGB AT.
14 OVG-Interpretation ZGB Verträge.
15 OVG-Interpretation ZGB Sicherheiten.
16 OVG-Interpretation ZGB Familienrecht.
17 OVG-Interpretation ZGB Erbrecht.
18

Frage einer Haftung für Handlungen Dritter (Geschäftsunfähige, beschränkt Geschäftsfähige und Arbeit-
nehmer), aber auch mit der Tierhalterhaftung und der Haftung von Gebäudeverwaltern für gefährliche 
Handlungen der Nutzer des Gebäudes, also mit der sogenannten Blumenkübelhaftung. Siehe hierzu 
Yuanshi /Knut Benjamin  (§ 21 Besondere Haftungstatbestände des Deliktsrechts), in diesem 
Band, S.647.

19 Siehe Knut Benjamin , Handbuch der Rechtsförmlichkeit, 136 f.
20 § 1259 ZGB enthält eine überaus hilfreiche Vorschrift über die Verwendung bestimmter Rechtstermi-

ni wie „höchstens“, „weniger als“ oder „mehr als“. § 1260 ZGB regelt das Inkrafttreten und hebt die bis-
lang geltenden zivilrechtlichen Gesetze auf.
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Eine (zumindest terminologische) Besonderheit ist außerdem im Buch zum allgemei-
nen Teil festzustellen: Der allgemeine Teil dieses Buches wird als „grundlegende Be-
stimmungen“ [ ] bezeichnet. In den zwölf Paragrafen werden der Gesetzeszweck, 

-
lungen zu den Rechtsquellen des Zivilrechts [ ]21, zur systematischen Gesetzes-
auslegung (Vorrang der besonderen Gesetzesnorm vor der allgemeineren Norm des ZGB22) 
und zum räumlichen Geltungsbereich des ZGB.23

III. Terminologie

Der Gesetzgeber des ZGB hat die Verabschiedung des ZGB genutzt, um die juristische 
Terminologie zu vereinheitlichen. Eine normierte und einheitliche Terminologie zu er-
reichen und auf Stimmigkeit und strukturelle Stringenz der Gesetze zu achten, ist seit 
2009 – seit der Rechtsordnungsarbeitsausschuss das Handbuch der Rechtsförmlichkeit 
erlassen hat – ein erklärtes Ziel des Gesetzgebers.24 Das Handbuch der Rechtsförmlich-
keit wurde 2023 mit einer Rechtsgrundlage versehen, was darauf schließen lässt, dass 
es zukünftig eine noch größere Bedeutung haben wird: § 65 Abs. 4 des im März 2023 
revidierten Gesetzgebungsgesetzes ermächtigt den Rechtsordnungsarbeitsausschuss, 
Normen der Gesetzgebungstechnik aufzustellen.

Die Bemühungen des chinesischen Gesetzgebers um eine vereinheitlichte juristische 
Terminologie können hier nur beispielhaft am Zitieren von Rechtsgrundlagen und Ver-

-
gen“ aufgezeigt werden.

1. 

Große Mühe hat sich der Gesetzgeber gemacht, um die Terminologie im Hinblick auf 
das Zitieren von Rechtsgrundlagen und Verweisungen an die Vorgaben des Handbuches 
der Rechtsförmlichkeit anzupassen.

] und „ge-
mäß“ [ ] verwendet:25 „Gemäß“ wird dabei für Verweisungen auf Gesetze verwen-
det, während „nach“ eine Verweisung auf untergesetzliche Normen sowie Parteiverein-
barungen und Satzungen (etwa von juristischen Personen) ist.

] und „auf Grundlage von“ [ ] verwendet:26 „Auf Grundlage von“ [ ] kennzeich-
net die Bezugnahme auf eine Rechtsgrundlage für die Einräumung bestimmter Befug-

21 Siehe hierzu unten unter V.
22 § 11 ZGB Verwaltungsrechtsnormen, lokale Rechtsnormen, autonome Verordnungen und Einzel-

verordnungen, die in der Hierarchie tiefer stehen als dieses Gesetz, gelten laut der OVG-Kommentie-
rung ZGB AT, 93, nicht als besondere Gesetzesnormen.

23 § 12 ZGB. Diese Norm kann durch das dort festgelegte Regel-Ausnahme-Prinzip als ein Hinweis 
auf das (chinesische) internationale Privatrecht verstanden werden. Siehe OVG-Kommentierung ZGB 
AT, 95.

24 Knut Benjamin , Handbuch der Rechtsförmlichkeit, 134.
25 Knut Benjamin , Handbuch der Rechtsförmlichkeit, 141.
26 Knut Benjamin , Handbuch der Rechtsförmlichkeit, 140.
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27 „Aufgrund“ [ ] wird nach dem Handbuch verwendet, 
wenn in dem Gesetz eine Ermächtigungsgrundlage (beispielsweise in der  Verfassung) 

Ermächtigung zitiert wird.28

In 33 Normen hat der Gesetzgeber des ZGB -Rechtsgrundlagenzitate im Sachen-
rechtsG oder VertragsG ausgetauscht, die tatsächlich aber Verweisungen waren: Dort 
stehen nun korrekt nach dem Handbuch der Rechtsförmlichkeit -Verweisungen.29 In 
einer Norm wurde ein -Rechtsgrundlagenzitat in -Verweisung umformuliert.30 
In einer weiteren Norm wurde ein -Rechtsgrundlagenzitat in eine -Verweisung 
umformuliert.31

Der umgekehrte Fall (terminologische Änderung einer Verweisung in ein Rechts-
-Verweisung in 

ein -Rechtsgrundlagenzitat umformuliert.32

Für die Analogieverweisung [ ] verwendet der Gesetzgeber im ZGB ganz über-
wiegend die Formulierung, dass eine Norm „entsprechend berücksichtigt angewandt“ 
[
rechtsG und im VertragsG vorgenommen, um dem „entsprechend berücksichtigt“ [ ] 
ein „angewandt“ [ ] hinzuzufügen.33 In der Vorgängervorschrift zu § 960 ZGB (§ 423 
VertragsG) stand bislang die Formulierung „angewandt“: Nun ist dort „entsprechend be-
rücksichtigt“ ergänzt, sodass es sich nun um eine Analogieverweisung handelt.34

Allein (ohne „angewandt“) steht „entsprechend berücksichtigt“ nur noch in § 806 
Abs. 3 ZGB. Es handelt sich um eine neu in das ZGB eingefügte Norm, die aus einer 
justiziellen Interpretation des OVG übernommen worden war.35

2. 

Person etwas verlangen kann: das als „fordern“ übersetzte „qingqiu“ [ ] und das als 
„verlangen“ übersetzte „yaoqiu“ [ ]. Das Recht, etwas zu fordern („qingqiu quan“ 

27 So in den §§ 332 Abs. 2, 511 Nr. 2, 1165 Abs. 2 ZGB.
28 In diesem Sinne wird „aufgrund“ nur in § 1 ZGB verwendet. Das -Rechtsgrundlagenzitat in 

-Rechtsgrundlagenzitat ersetzt. In 
“ auf die Natur einer Sache Bezug genommen; 

[ ].
29 §§ 311 Abs. 2, 327, 338, 358, 397 Abs. 2, 511, 528, 582, 603 Abs. 2, 607 Abs. 2, 608, 616, 617, 

619, 627, 628, 637, 674, 675, 709, 721, 730, 757, 782, 831, 833, 858, 861, 875, 889 Abs. 2, 902 Abs. 2, 
955 Abs. 2, 963 Abs. 1 ZGB; zuvor: §§ 106 Abs. 1, 121, 132, 148, 182 Abs. 2 SachenrechtsG und §§ 62, 
69, 111, 141 Abs. 2, 145, 146, 154, 155, 156, 160, 161, 170, 205, 206, 217, 226, 232, 250, 263, 310, 
312, 338, 341, 354, 366 Abs. 2, 379 Abs. 2, 418 Abs. 2, 426 Abs. 1 VertragsG.

30 § 1106 ZGB; zuvor: § 16 AdoptionsG.
31 § 1050 ZGB; zuvor: § 9 EheG.
32 §§ 332 Abs. 2, 511 Nr. 2 ZGB; zuvor: § 126 Abs. 2 SachenrechtsG, § 62 Nr. 2 VertragsG.
33 §§ 310, 311 Abs. 3, 319, 343, 439 Abs. 2, 467, 646, 647, 656, 851 Abs. 4 ZGB; zuvor: §§ 105, 

106 Abs. 2, 114, 134, 222 Abs. 2 SachenrechtsG und §§ 124, 174, 175, 184, 330 Abs. 4 VertragsG.
34 Die OVG-Kommentierung ZGB Schuldrecht, 2704, fasst diese Änderung dahingehend auf, dass 

die Vorschriften, auf deren analoge Anwendung verwiesen wird, nicht zwingend anzuwenden [
] sind.

35



6

Knut Benjamin Pißler

), wird als „Anspruch“ übersetzt.36 Außerhalb der Verjährungsregelungen (in den 
§§ 188–199 ZGB)37 -
wendet.38

Der Gesetzgeber hat Vorschriften, in denen im SachenrechtsG und im Vertragsgesetz 
noch eine Formulierung mit „yaoqiu“ stand, ganz überwiegend durch eine Formulierung 
mit „qingqiu“ ersetzt.39 Beibehalten wurde die Formulierung („yaoqiu“ im Sinne eines 
„Verlangens“) nur in 26 Normen.40

terschiedliche Bedeutung beimisst. Es ist allerdings schwierig, einen juristischen Bedeu-
tungsunterschied festzustellen.

Plausibel erscheint, dass „yaoqiu“ verwendet wird, wenn eine tatsächliche Handlung 

Eintragung einer Grunddienstbarkeit verwendet.41

Einiges deutet außerdem darauf hin, dass „qingqiu“ verwendet wird, wenn etwas auf 
vertraglicher oder außervertraglicher Grundlage gefordert werden kann, während „yao-

42 
Das Fordern setzt damit eine Handlung (Vertragsschluss, Geschäftsführung oder Auf-
trag, ungerechtfertigte Bereicherung, unerlaubte Handlung) voraus, während sich das 
Verlangen aus dem Status einer Person ergibt.

IV. Prinzipien

Das ZGB führt in seinem Allgemeinen Teil im als „grundlegende Bestimmungen“ über-
schriebenen Kapitel eine Reihe von Prinzipien an, deren Bedeutung im Folgenden be-
leuchtet wird.

1. Gleichheitsgebot

Ein wesentliches Prinzip im chinesischen Zivilrecht ist die Gleichheit [ ] bzw. die 
Gleichberechtigung der Zivilsubjekte [ ].43 Die besondere Betonung dieses Prin-
zips ergibt sich daraus, dass eine Gleichberechtigung in einem Staat, dessen Wirtschaft 
bis in die späten 1980er Jahre wesentlich auf der Anleitung durch Pläne basierte, keines-

36 Ein Recht, etwas zu verlangen („yaoqiu quan“ ), ist nicht vorgesehen. In einer etwas abwei-
chenden Formulierung [ ] gibt § 1067 Abs. 2 ZGB allerdings Eltern in Existenzschwie-

37 § 462 Abs. 2 ZGB im Buch über Sachenrechte regelt die Verjährung des Anspruchs des Besitzers 
auf Herausgabe einer Sache.

38 -
lichkeitsrechte, also in zwei neu dem Zivilrecht hinzugefügten Teilbereichen, verwendet.

39 Für das Sachenrecht siehe die §§ 286 Abs. 2, 392, 408, 432 Abs. 2 und 433 ZGB, für das  VertragsG 
die §§ 511 Nr. 4, 525, 526, 566, 578, 579, 580, 582, 587, 591, 611, 634, 660, 665, 688 Abs. 2, 699, 711, 
713, 715 Abs. 2, 722, 723, 729, 752, 758, 789, 801, 803, 821, 835, 899 Abs. 2, 929, 930, 931, 956 Abs. 2, 
962 Abs. 2, 964 ZGB.

40 Daneben wird „yaoqiu“ auch im Sinne einer „Anforderung“, also beispielsweise als Qualitätsanfor-
derung oder vereinbarte Anforderung, verwendet.

41 § 374 ZGB.
42 Siehe die Ausführungen in der OVG-Kommentierung ZGB AT, 600.
43 Zivilsubjekte sind dabei natürliche Personen, juristische Personen und Organisationen ohne Rechts-

persönlichkeit. Siehe hierzu Knut Benjamin  (§ 2 Rechtssubjekte), in diesem Band, S. 23.
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-
teien, die bislang in wirtschaftlicher oder auch (verwaltungs-)rechtlicher Hinsicht in 

-
44

Bereits in den AGZR und im VertragsG waren zur Gleichheit jeweils zwei Normen 
vorgesehen, die zu einem Zirkelschluss führten: Einerseits ordnet das Gesetz an, dass 
das Zivilrecht nur Beziehungen zwischen gleichberechtigten Subjekten regelt.45 Die 
Gleichberechtigung wird folglich zur Voraussetzung für die Anwendung des Zivilrechts 
erhoben. Andererseits erklärt das Gesetz die rechtliche Stellung von Zivilsubjekten für 
gleichberechtigt.46 Findet das Zivilrecht Anwendung, sind also die Zivilsubjekte gleich-
berechtigt.

sind gemäß § 2 ZGB Beziehungen zwischen gleichberechtigten Subjekten [ ], 
und nach § 4 ZGB ist die rechtliche Stellung [ ] von Zivilsubjekten ausnahms-
los gleichberechtigt.

das ZGB aus § 3 Abs. 3 SachenrechtsG übernommen wurde: Gemäß § 206 Abs. 3 ZGB 
gewährleistet der Staat die gleiche Rechtsstellung [ ] aller Marktsubjekte 
[ ].47

Die OVG-Kommentierung betont an verschiedenen Stellen, dass die Gleichheit der 
Stellung der Zivilsubjekte Voraussetzung für die Existenz des Zivilrechts sei; ohne eine 
solche Gleichheit gäbe es kein Zivilrecht.48 Die Gleichheit sei ein grundlegendes Insti-

-
zung des verfassungsrechtlichen Gleichheitssatzes [ ],49 nach dem alle Bür-
ger der VR China vor dem Gesetz gleich sind.50 Dieser Gleichheitssatz werde durch das 
ZGB in die Wirtschafts- und Lebensordnung [ ] der Zivilsubjekte einge-
führt.51 -
fassungsrechtlichen Gleichheitssatzes dienen, da Richter die Verfassung nicht als Grund-
lage für ihre Entscheidungen zitieren dürften.52 Die OVG-Kommentierung billigt dem 
Prinzip der Gleichheit im Zivilrecht jedoch keine Funktion in der Rechtsprechung [

] zu.53 Die Literatur geht dementsprechend überwiegend davon aus, dass Rich-
ter das Prinzip nicht unmittelbar anwenden können.54

Gleichberechtigt sind laut der OVG-Kommentierung Subjekte, die eine gleiche Stel-
lung und den gleichen Status im Zivilrecht haben und in Bezug auf die rechtliche Stel-

44 Stefanie , Verträge, 80.
45 § 2 AGZR, § 2 VertragsG.
46 § 3 AGZR, § 3 VertragsG.
47 -

ßende Liste von Marktsubjekten. Die OVG-Kommentierung ZGB Sachenrecht, 241 (zu § 247 ZGB), 
setzt Marktsubjekte mit Zivilsubjekten gleich, indem dort natürliche Personen, juristische Personen und 
Organisationen ohne Rechtspersönlichkeit als Beispiele für Marktsubjekte angeführt werden.

48 OVG-Kommentierung ZGB AT, 49; OVG-Kommentierung ZGB Sachenrecht, 28 (zu § 206 ZGB).
49 OVG-Kommentierung ZGB AT, 49.
50 Art. 33 Abs. 2 Verfassung.
51 OVG-Kommentierung ZGB AT, 50.
52

53 OVG-Kommentierung ZGB AT, 50. Es könne aber eine aktive Rolle bei der normativen Bewer-
tung [ ] spielen und zu einer wichtigen Grundlage für die Rechtsauslegung werden.

54 Yuanshi 
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lung völlig gleichgestellt sind.55 Kennzeichnend sei, dass jedes Zivilsubjekt seinen ei-
genen unabhängigen Willen [ ] und seine eigene Freiheit habe und keine Partei 
sich über die andere hinwegsetzen und der anderen ihren Willen aufzwingen dürfe.56 An 
dieser zivilrechtlichen Gleichheit ändere sich auch dann nichts, wenn die Subjekte in 
Arbeits- und Personalbeziehungen [ -
nungsverhältnis [ ] oder in einem Blutsverwandtschaftsverhältnis stehen.57

Gleichheit bedeutet dabei laut OVG-Kommentierung grundsätzlich nicht substanziel-
le Gleichheit [ ] oder Ergebnisgleichheit [ ], sondern die Gleichheit der 
Form und des Verfahrens.58

Die zivilrechtliche Gleichheit spiegelt sich nach der OVG-Kommentierung in drei 
Aspekten wider:

Erstens in der Gleichheit der rechtlichen Stellung [ ], die ausschließe, 
dass eines der Subjekte eine besondere Stellung oder ein Privileg [ ] genieße.59 Aus-
druck dieser Gleichheit ist, dass die Rechtsfähigkeit natürlicher Personen gemäß § 14 
ZGB ausnahmslos gleich ist.60 Die Stellung der Zivilsubjekte unterscheide sich nicht 
nach Kriterien wie etwa Geschlecht, Alter, Ethnie oder Bildungsniveau.61 Im Sachen-
recht drücke sich die Gleichheit in dem bereits erwähnten § 206 Abs. 3 ZGB aus, der 
die Gewährleistung einer gleichen Rechtsstellung aller Marktsubjekte zur staatlichen 

Rechtsstellung der Vertragsparteien, die zugleich Voraussetzung und Grundlage für frei-
willige Verhandlungen zwischen den Parteien sei; im Familienrecht sei sie in der Gleich-
heit zwischen Männern und Frauen zu sehen (§ 1055 ZGB), wobei dort nicht nur Gleich-
heit der Form und des Verfahrens, sondern durch einen besonderen Schutz von Frauen, 
Kindern und älteren Menschen substanzielle Gleichheit zwischen den Subjekten gewähr-
leistet werde; schließlich drücke sich die Gleichheit im Erbrecht in den gleichen Erb-
rechten von Männern und Frauen aus (§ 1126 ZGB).62 Zwar stünden in der Realität na-
türliche Personen, juristische Personen und Organisationen ohne Rechtspersönlichkeit 

-
ziehungen [ ], und eine Verwaltungsbeziehung sei generell eine Bezie-
hung des Gehorsams und des Befehls [ ]; dies sei jedoch für zivilrecht-
liche Beziehungen unerheblich.63

Der zweite Aspekt sei die Gleichheit bei der Rechtsanwendung [ ], so-
dass Rechtsnormen gleichermaßen angewandt würden und allgemein bindend seien. 
Außergesetzliche Privilegien [ ] seien nicht zulässig, Sonderregelungen nur, 
wenn sie gesetzlich vorgesehen sind.64 Eine Person sei daher unabhängig davon, ob sie 
in einer Verwaltungsbeziehung ein Verantwortlicher sei, in einer zivilrechtlichen Bezie-
hung eine gewöhnliche natürliche Person; ebenso sei eine Organisation aus diesem Grund 

55 OVG-Kommentierung ZGB AT, 26.
56 OVG-Kommentierung ZGB AT, 26.
57 OVG-Kommentierung ZGB AT, 26.
58 OVG-Kommentierung ZGB AT, 50; zur Ausnahme im Familienrecht siehe sogleich im Text.
59 OVG-Kommentierung ZGB AT, 27.
60 OVG-Kommentierung ZGB AT, 50. Zur Rechtsfähigkeit natürlicher Personen siehe Knut  Benjamin 

 (§ 2 Rechtssubjekte), in diesem Band, S. 23.
61 OVG-Kommentierung ZGB AT, 49.
62 OVG-Kommentierung ZGB AT, 49.
63 OVG-Kommentierung ZGB AT, 26 f.
64 OVG-Kommentierung ZGB AT, 27.
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unabhängig davon, ob sie in einer Verwaltungsbeziehung eine Behörde mit (staatlicher) 
Gewalt sei, in einer zivilrechtlichen Beziehung eine gewöhnliche juristische Person oder 
eine Organisation ohne Rechtspersönlichkeit.65

Als dritten Aspekt nennt die OVG-Kommentierung die Gleichheit beim Schutz von 
Rechten [ -
liche Haftung vollständig Anwendung, um allen Berechtigten gleichen Schutz und glei-
che Rechtsbehelfe zur Verfügung zu stellen.66

2. 

Die Freiwilligkeit [ ] ist ein weiteres Prinzip des chinesischen Zivilrechts, das  bereits 
in den AGZR und – als Prinzip der Vertragsfreiheit [ ] – im VertragsG nor-
miert war.

Das Prinzip der Freiwilligkeit wurde in den AGZR neben dem Prinzip der Gerechtig-
keit und dem Äquivalenzprinzip [ ] in einer Vorschrift genannt.67 Das VertragsG 
führte die Prinzipien der Freiwilligkeit und der Gerechtigkeit in zwei getrennten Vor-
schriften an.68 Das Äquivalenzprinzip, das verlangt, dass entsprechend dem Wert der 
Ware eine angemessene Gegenleistung erbracht werden muss,69 war bereits im VertragsG 
aufgegeben worden.

sich bei Zivilaktivitäten nach dem Grundsatz der Freiwilligkeit richten und nach ihrem 
eigenen Willen Zivilrechtsbeziehungen begründen, ändern oder beenden. Zum Kern die-
ses Prinzips erklärt die OVG-Kommentierung die Willensautonomie [ ].70

Ausprägungen des Prinzips der Freiwilligkeit macht die OVG-Kommentierung in 
71 Eine Einschrän-

kung des Prinzips sieht die Kommentierung im Kontrahierungszwang des § 494 ZGB.72 

den Rechtsgebieten außerhalb des ZGB eingeschränkt anwendbar.73

Die OVG-Kommentierung versteht auch das in § 6 ZGB zum Ausdruck kommende 
Prinzip der Gerechtigkeit [ ] als Einschränkung des Prinzips der Freiwilligkeit: 

der Gerechtigkeit Vorrang zu geben.74 Als Beispiel für einen solchen Vorrang nennt die 
Kommentierung die Inhaltskontrolle bei allgemeinen Geschäftsbedingungen (§§ 496–
498 ZGB) und die Störung der Geschäftsgrundlage (§ 533 ZGB).75

65 OVG-Kommentierung ZGB AT, 27.
66 OVG-Kommentierung ZGB AT, 27.
67

68 §§ 4 und 5 VertragsG.
69 Zum Äquivalenzprinzip in den AGZR siehe Stefanie , Verträge, 83 f.
70 OVG-Kommentierung ZGB AT, 56.
71 Für das Sachenrecht nennt die OVG-Kommentierung ZGB AT, 53 f., die §§ 114, 240 ZGB, für das 

Schuldrecht § 465 ZGB, für die Persönlichkeitsrechte § 993 ZGB, im Familienrecht die §§ 1042 Abs. 2, 
1046, 1076 Abs. 1 ZGB, für die Erbfolge § 1133 ZGB.

72 OVG-Kommentierung ZGB AT, 55.
73 OVG-Kommentierung ZGB AT, 57.
74 OVG-Kommentierung ZGB AT, 62.
75 OVG-Kommentierung ZGB AT, 62.
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aller Parteien vernünftig [ ] zu bestimmen sind.76 Es ist laut der OVG-Kommentie-
rung im Hinblick auf die Normsetzung, die Ausübung von Rechten und die Erfüllung 

Dem Gesetzgeber diene das Prinzip als Wertorientierung [ ] für eine vernünfti-

] zu  erfolgen, 

Interessen einschließe; schließlich dürfe das Ergebnis eines Rechtsgeschäfts nicht deut-
lich ungerecht sein, und wenn dies der Fall ist, seien die Interessen der Parteien nach 
dem Maßstab der Gerechtigkeit miteinander in Einklang zu bringen.77 Abgesehen von 
dem in § 1 ZGB normierten gesetzgeberischen Ziel der Förderung der sozia listischen 
Grundwerte dürften Konkretisierungen des Prinzips der Gerechtigkeit daher im Miss-

-
nes Rechtsgeschäfts wegen unangemessener Benachteiligung vorsieht.

der Billigkeitshaftung des § 1186 ZGB.78

Ob das Prinzip neben diesen Konkretisierungen eine praktische Bedeutung hat, wird 
in der OVG-Kommentierung nicht angesprochen, in der Literatur jedoch verneint.79

3. 

Der Grundsatz von Treu und Glauben [ ] wird als „Königsklausel“ [ ] 
des Zivilrechts bezeichnet, da er über den anderen im ZGB festgelegten Prinzipien ste-
he.80

vor allem das deutsche BGB (§§ 157 und 242).81

Die AGZR und das VertragsG verwendeten noch einen aus vier Schriftzeichen beste-
],82 der im ZGB auf zwei Schriftzeichen [ ] reduziert wur-

de, ohne dass diese Verkürzung eine inhaltliche Änderung impliziert.83

76 -

teiisch [ ], vorurteilsfrei [ ] und vernünftig festlegen müssen. Als philosophische Grundlage für 

Politiker  Zhong [ ] zugeschriebene Schrift aus der Zeit der Frühlings- und Herbstannalen (722 
bis 481 v. Chr.): „Der Himmel ist gerecht und unvoreingenommen, sodass weder das Schöne noch das 
Böse bedeckt wird; die Erde ist gerecht und unvoreingenommen, sodass weder über das Kleine noch 
über das Große entschieden wird.“ [ ]

77 OVG-Kommentierung ZGB AT, 58 f.
78 OVG-Kommentierung ZGB AT, 60.
79 Yuanshi 
80 OVG-Kommentierung ZGB AT, 64 f. mit Verweis auf  Zejian, Zivilrecht AT, 33.
81  Shuanggen, Treu und Glauben, 30; Stefanie , Verträge, 75.
82 § 4 AGZR, § 6 VertragsG.
83 OVG-Kommentierung ZGB AT, 63.
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